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Mit Datum vom 27. April wurde offenbar vielen Einwohnerinnen und Einwohnern ein 
Schreiben in den Briefkasten gelegt, dessen Inhalt viele Leute erschreckte. Es wurde 
mitgeteilt, dass die Trinkwasserversorgung ab Januar 2017 von einer Aktiengesellschaft 
übernommen werde, dass das Wasser einen leichten Chlorgeschmack haben werde. Weiter 
findet sich darin der Hinweis,  für „Risikogruppen wie Säuglinge, Schwangere und ältere 
Menschen“, das Trinkwasser auf mindestens 90Grad zu erhitzen, um eventuellen 
gesundheitlichen Risiken vorzubeugen. Es wurde auch darauf hingewiesen, den Arzt zu 
besuchen, wenn Krankheitssymptome auftreten würden. Auch wurde mitgeteilt, dass die 
Wasserqualität insbesondere der Brunnen im Kanton ab 2017 nicht mehr gewährleistet 
werden kann. 

Zahlreiche nicht nur ältere Leute sind durch diesen Brief erheblich verunsichert worden.  

Während der Brief eine gefälschte Unterschrift enthielt und so die Urheberschaft nicht 
ersichtlich war, hat sich kurz darauf eine Organisation „TiSA stoppen“ zu dieser Fälschung 
bekannt. Unter anderem sind offenbar zur Urheberschaft gehörend der VPOD Region Basel, 
Greenpeace Regionalgruppe Basel und das Junge Grüne Bündnis. Ein Vertreter des VPOD 
hat sich in den News von Telebasel nachträglich mit dieser Aktion gebrüstet. 

In diesem Zusammenhang bitte ich den Regierungsrat um die Beantwortung der folgenden 
Fragen: 

1. Hatte der Regierungsrat Kenntnis von dieser Aktion? 

2. Wie stellt sich der Regierungsrat zu dieser Aktion, welche Teile unserer Bevölkerung 
erschreckt hat? 

3. Erblickt der Regierungsrat in dieser Aktion ein strafrechtlich relevantes Verhalten der 
Urheberschaft? 

4. Gedenkt der Regierungsrat, mit den Verantwortlichen ihr unangebrachtes und 
verantwortungsloses Handeln zu  thematisieren? 

5. Werden die für die Wasserversorgung verantwortlichen IWB ihren Kundinnen und 
Kunden mitteilen, dass es sich bei diesem Schreiben um eine Fälschung handelt? 

6. Wird der Regierungsrat für eine Korrektur dieser bewussten Fehlinformation der 
Bevölkerung sorgen? 

7. Erhält der VPOD staatliche Gelder des Kantons Basel-Stadt? 
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